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Kleine Anfrage des Abgeordneten Ronny Kupke (BSW-Fraktion) 
Drs.-Nr.: 8/7465  
Thema: Förderung von Klimatechnik und Hitzeschutz in Gesundheits- und 
Pflegeeinrichtungen  

Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt:  
 
„Im Deutschen Ärzteblatt wird über eine kanadische Studie berichtet, nach 
der in Alten- und Pflegeeinrichtungen mit Klimaanlage an extrem heißen 
Tagen weniger Bewohnerinnen und Bewohner sterben. Die Studie wertete 
Todesfälle in 615 Pflegeheimen in Ontario aus. Angesichts zunehmender 
Hitzebelastung stellt sich die Frage, wie Sachsen Gesundheits- und Pfle-
geeinrichtungen bei Klimatechnik und baulichem Hitzeschutz unterstützt.  
 
https://www.aerzteblatt.de/archiv/titel/dae/2026/12/altenheim-klimaanlage-
reduziertsterblichkeit-an-hitzetagen-f4ee58dd-3b7b-4eab-9723-
354ff7b51674“ 
 
Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1: Wie viele sächsische Krankenhäuser verfügen nach Kenntnis der 
Staatsregierung über fest installierte Klimatechnik in Patientenzimmern? 
 
Der Staatsregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.  
 
Nach § 1 Sächsisches Krankenhausgesetz (SächsKHG) sind die Krankenhäu-
ser im Freistaat Sachsen eigenverantwortlich wirtschaftende Einrichtungen. 
Entscheidungen zur technischen Ausstattung, einschließlich fest installierter Kli-
matechnik in Patientenzimmern, sowie deren Dokumentation werden von den 
jeweiligen Krankenhausträgern getroffen; eine zentrale Erfassung durch das 
Land besteht nicht. 
 
Die Staatsregierung ist dem Landtag überdies nur für ihre (eigene) Amtsführung 
verantwortlich und ist daher lediglich in Angelegenheiten zur Auskunft verpflich-
tet, die in ihre (eigene) Zuständigkeit fallen und muss nicht auf Fragen eingehen 
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oder etwa Daten bei Dritten erheben, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs liegen. 
Letzteres ist hier der Fall, soweit nach Erkenntnissen gefragt ist, über die u. U. (nur) säch-
sische Plankrankenhäuser bzw. deren Träger verfügen, da die Plankrankenhäuser bzw. 
deren Träger insoweit als eigenverantwortlich handelnde Dritte Aufgaben erfüllen, bei de-
nen sie gemäß § 31 des Sächsischen Krankenhausgesetzes (SächsKHG) bzw. im Rah-
men der Wahrnehmung von Selbstverwaltungsaufgaben (Letzteres betrifft allenfalls Kran-
kenhäuser in kommunaler Trägerschaft.) lediglich der Rechtsaufsicht, nicht aber der Fach-
aufsicht unterliegen. Die Staatsregierung darf im Zuständigkeitsbereich der Rechtsaufsicht 
von ihrem Informationsrecht (nach § 31 Absatz 3 Satz 1 SächsKHG bzw. § 113 Sächsi-
sche Gemeindeordnung) jedoch nur dann Gebrauch machen, wenn im Einzelfall konkrete 
Anhaltspunkte für eine bevorstehende oder bereits erfolgte Rechtsverletzung vorliegen. 
Dies ist hier nicht der Fall, denn es sind weder aus der Fragestellung konkrete Hinweise 
auf eine bevorstehende oder eingetretene Rechtsverletzung ersichtlich noch liegen der 
Staatsregierung derartige Hinweise unabhängig von der Kleinen Anfrage vor. 
 
Frage 2: Wie viele stationäre Pflegeeinrichtungen in Sachsen verfügen nach Kennt-
nis der Staatsregierung über fest installierte Klimatechnik in Bewohnerzimmern? 
 
Gemäß § 14 Absatz 1 § 4 Absatz 1 Sächsische Wohnteilhabeverordnung (SächsWTVO) 
haben vollstationäre Pflegeeinrichtungen in Sachsen in allen Räumen und Verkehrsflä-
chen, die von Bewohnerinnen und Bewohnern genutzt werden, eine dem allgemeinen 
Standard entsprechende Be- und Entlüftung sowie ein angemessenes Raumklima zu ge-
währleisten. Die Raumtemperatur muss reguliert werden können. Zudem sind bauliche, 
technische und organisatorische Maßnahmen für einen wirksamen Hitzeschutz zu entwi-
ckeln. Durch die Heimaufsicht des Kommunalen Sozialverbandes Sachsen wird geprüft, 
ob entsprechende Verfahrensanweisungen zum Hitzeschutz vorliegen. Diese müssen 
bauliche und organisatorische Maßnahmen beinhalten. Im Rahmen der Prüfungen erfolgt 
gegebenenfalls auch eine Beratung der Träger zu den gesetzlichen Anforderungen an Hit-
zeschutzmaßnahmen. Hierbei werden geeignete technische, bauliche und organisatori-
sche Maßnahmen erörtert sowie weiterführende Informationsangebote zum Themenfeld 
Hitzeschutz aufgezeigt. Dennoch liegen der Staatsregierung daraus keine vollumfängli-
chen Erkenntnisse vor, in wie vielen vollstationären Pflegeeinrichtungen fest installierte 
Klimatechnik zum Einsatz kommt. Auch sind teilstationäre Tages- oder Nachtpflegeein-
richtungen nicht von den heimaufsichtlichen Prüfungen und Beratungen umfasst. Statio-
näre Pflegeeinrichtungen sind gemäß § 71 Absatz 2 Elftes Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB XI) selbständig wirtschaftende Einrichtungen. Entscheidungen zur technischen Aus-
stattung, einschließlich fest installierter Klimatechnik in den Bewohnerzimmern, sowie de-
ren Dokumentation werden daher von den jeweiligen Trägern und Einrichtungsleitungen 
getroffen. Eine zentrale Erfassung durch das Land erfolgt nicht. 
 
Gleichwohl möchte sich die Staatsregierung einen Überblick über die Hitzeschutzplanung 
und die Umsetzung von Hitzeschutzmaßnahmen in voll- und teilstationären Pflegeeinrich-
tungen verschaffen und hat daher aktuell im sächsischen Beteiligungsportal eine entspre-
chende Umfrage gestartet (https://buergerbeteiligung.sachsen.de/portal/sms/beteili-
gung/themen/1066258?zugangscode=Emsu7tiD). Ziel ist es, ein Gefühl für den Status 
Quo des Hitzeschutzes in den Einrichtungen zu erhalten und auf weitere Möglichkeiten der 
Hitzeanpassung aufmerksam zu machen. Im Mittelpunkt der Umfrage steht der Schutz der 
Bewohnerinnen und Bewohner vor den Auswirkungen von Hitze. Die Teilnahme an der 
Umfrage ist freiwillig und anonym. 
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Frage 3: Welche Förderprogramme stehen sächsischen Gesundheits- und Pflege-
einrichtungen für Klimatechnik oder baulichen Hitzeschutz zur Verfügung? 
 
In Sachsen werden gesonderte Klimaschutzmaßnahmen für Krankenhäuser, die aus-
schließlich der Verbesserung des Hitzeschutzes dienen, nicht über die reguläre Kranken-
hausinvestitionsförderung gemäß § 14 SächsKHG finanziert. Die aktuellen Energiestan-
dards/Hitzeschutz werden jedoch bei allen Neu- und Umbauten, die gemäß § 14 Sächs-
KHG gefördert werden, umgesetzt. 
 
Sofern weitere Fördermöglichkeiten zu Hitzeschutz in Krankenhäusern oder Pflegeeinrich-
tungen der Staatsregierung bekannt sind, werden diese an die Träger bzw. Trägerver-
bände der Einrichtungen weitergeleitet. So werden beispielsweise über die Förderrichtlinie 
Energie und Klima/2023 im EU-Förderzeitraum 2021 bis 2027 unter Teil B Ziffer IV. „Maß-
nahmen zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels“, konkret unter anderem „a) Maß-
nahmen an Gebäuden oder im Zusammenhang mit Gebäuden, beispielsweise in Form von 
baulichem Hitzeschutz“ aus Mitteln des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung 
(EFRE) und Landesmitteln gefördert. Die Förderung steht Unternehmen, Kommunen, Ver-
bandskörperschaften, gemeinnützigen Organisationen, anerkannten Religionsgemein-
schaften, Vereinen, Stiftungen, Genossenschaften und Privatpersonen offen. 
 
Frage 4: Wie hoch war das seit 2020 bewilligte Fördervolumen für Klimatechnik oder 
baulichen Hitzeschutz in sächsischen Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen? 
 
Sächsische Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen haben bisher keinen Antrag auf Förde-
rung von Klimatechnik oder baulichem Hitzeschutz über die Förderrichtlinie Energie und 
Klima/2023 gestellt. 
 
Für die sächsischen Krankenhäuser werden Investitionen in Neubau, Sanierung und damit 
verbundene energetische bzw. hitzeschutzrelevante Maßnahmen im Rahmen der regulä-
ren Krankenhausinvestitionsförderung (§14 SächsKHG) finanziert; diese Programme wer-
den jedoch nicht nach „Hitzeschutz“ getrennt ausgewiesen. Es wird kein gesondert ausge-
wiesenes Fördervolumen für Klimatechnik oder baulichen Hitzeschutz geführt.  
 
Frage 5: Welche zusätzlichen Maßnahmen plant die Staatsregierung zur Förderung 
klima- und energieeffizienter Kühltechnik in Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen? 
 
Neben den für reine energetische Maßnahmen und den Klimaschutz spezialisierten Pro-
grammen, wie der Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) sowie länderspezifi-
scher Förderprogramme zur energetischen Sanierung öffentlicher und sozialer Infrastruk-
turen sind im Bereich Krankenhausinvestitionsförderung sowie für stationäre Pflegeein-
richtungen keine besonderen zusätzlichen Maßnahmen zur Förderung geplant.  
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Petra Köpping 
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